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Die Abgeordneten zum Nationalrat Haidlmayr, Freundinnen und Freunde haben am 22. Juni 

1995 unter der Nr. 1384/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 

"Resolution für ein Gleichstellungsgesetz für behinderte Menschen lt gerichtet. Diese aus 

Gründen der besseren Übersichtlichkeit in Kopie beigeschlossene Anfrage beantworte ich 

wie folgt: 

Zur vorliegenden Anfrage ist grundsätzlich zu bemerken, daß das Bundesministerium für 
Landesverteidigung allen Förderungs- und Integrationsmaßnahmen in bezug auf Behinderte 

grundsätzlich positiv gegenübersteht und bereit ist, deren legitime Zielsetzungen im Rahmen 

seiner Möglichkeiten zu unterstützen. Um Wiederholungen zu vermeiden, verweise ich auf 

meine diesbezüglichen Ausführungen in Beantwortung der Anfrage Nr. 652/J betreffend 

"Umsetzung des Behindertenkonzeptes der österreichischen Bundesregierung" vom 2. Mai 
1995 (650/AB XIX.GP). 

Hinsichtlich der konkret angesprochenen "Resolution für ein Gleichstellungsgesetz" ist 
daran zu erinnern, daß diese derzeit noch im Ausschuß für Petitionen und Bürgerinitiativen 
anhängig ist (Bürgerinitiative Nr. 8). Soweit bekannt, soll darüber am 14. November 1995 
ein Hearing stattfinden, zu dem maßgebliche Experten geladen sind. 

Zur vorliegenden Anfrage ist im einzelnen zu bemerken, daß dem Bundesministerium für 
Landesverteidigung für die Verwirklichung der in der erwähnten Resolution formulierten 

Anliegen. keine unmittelbare Zuständigkeit zukommt. Mir sind auch keine Diskriminie

rungen behinderter Menschen in meinem Ressort bekannt. Im übrigen verweise ich auf die 

Ausfühnmgen des Herrn Bundeskanzlers in Beantwortung der gleichlautenden Anfrage Nr. 
1374/J. 

Beilage 

1374/AB XIX. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 5

www.parlament.gv.at



Bei lage 

zu GZ 10 072/151-1.8/95 

XIX.GP.·NR 

ANFRAGE 
Nt 1~<t 

1995 -06- 2 2 
IJ 

der Abgeordneten Haidlmayr, Freundinnen und Freunde 

an den Bundesminister für Landesverteidigung 

betreffend eine Resolution für ein Gleichstellungsgesetz für behinderte Menschen 

Am 20. April 1995 wurde eine von nahezu 49.000 Menschen unterschriebene "Resolution 
für ein Gleichstellungsgesetz" für behinderte Menschen von Betroffenen an den Präsidenten 
des Nationalrates übergeben. Diese österreichweite Unterschriftenaktion wurde von 
Mitgliedern des "Forums der Behinderten- und Krüppeliniriativen" initiiert und von 
zahlreichen Gruppen, Initiativen und Vereinen aus dem Behindertenbereich unterstützt und 
getragen. 

In dieser Resolution wird eine gesetzliche Regelung gefordert die sicherstellt, daß 
Diskriminierungen von behinderten Menschen in allen Lebensbereichen wie z.B. öffentliche 
Verkehrsmittel, öffentlicher Raum, Wohnen, Ausbildung, Arbeit, etc. in Zukunft 
verhindert werden. \\Teiters werden Regelungen gefordert die sicherstellen, daß die zu 
schaffenden (Menschen-) Rechte auch eingeklagt werden können. 

Um dieses Ziel zu erreichen wird die Schaffung eines Gleichstellungs- bzw. eines 
Antidiskriminierungsgesetzes verlangt sowie die Verankerung der Gleichstellung 
behinderter Menschen in der Bundesverfassung. 

Da die Diskriminierung behinderter Menschen alle Lebensbereiche erfaßt, stellen die 
unterfertigten Abgeordneten daher folgende 

ANFRAGE: 

1. Wie lautet Ihre Meinung zu den Inhalten und Forderungen der der Anfrage 
beigelegten Resolution? 

2. Welche Möglichkeiten sehen Sie, um in Ihrem Ressort vorhandene Diskriminierungen 
zu beseitigen? 

3. Wie stehen Sie zu der Forderung nach Schaffung eines umfassenden 
Gleichstellungsgesetzes? 

4. Sind Sie bereit, einen konkreten Beitrag zur Schaffung ell1es solchen Gesetzes zu 
leisten? 

Kr G:IANOF\AGENISML'(;lEICHST.DOC 
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5. Wenn nein: welches sind die Gründe dafür? 

6. Wie stehen Sie zu der Forderung nach einer Verankerung der Gleichstellung 
behinderter Menschen in der Verfassung? 

7. Sind Sie bereit als ersten Schritt alle in die Kompetenz Ihres Ressorts fallenden 
Gesetze nach diskriminierenden Stellen untersuchen zu lassen? Wenn nem: welches 
sind die Gründe dafür? i /". 
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'1 

BUS und BAHN für ALLE! 
RESOLUTION 

für ein GLEICHSTELLUNGSGESETZ 

Behinderte Menschen (z.B. mit Rollstuhl) können die öffentlichen Verkehrsmittel nicht benut
zen. Deshalb verlangen wir. daß alle öffentlichen Verkehrsmittel (für den Personennahverkehr 
und Personenfernv~'kehr) behindenengerecht ausgestattet und mit Hubplattformen als Ein
stiegshilfe ausgerüstet werden. Die Kosten dieser zukünftigen Ausstattung der öffentlichen 
'Verkehrsmittel sollen über die erhöhte :Mineralölsteuer abgedeckt vI/erden. 
\Vir fordern auch eine gesetzliche Regelung, die sicherstent, daß Diskriminierungen von be
hinderten Menschen nicht nur im Bereich Verkehr, sondern in allen Lebensbereichen - wie: 
öffentlicher Raum, Wohnen, Ausbildung, Arbeit - verhindert werden. So1che Regelungen 
zur Gleichstellung (Anti-Diskriminierung) müssen elTeichen, daß behinderte i\1enschen aus 
keinem Lebensbereich ausgeschlossen und mit allen anderen gleichgestellt werden; sie 
müssen diese (Menschen-) Rechte auch einklagen können. 

Diese Resolution wird dem Österreichischen Nationalrat als Petition übergeben werden. 

Vor- und Zuname Anschrift Geb Datum Unterschrift 
Datum der 
Unlerqütz o _. 

I 

Bitte wenden! 
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BUS und BAH~ für ALLE! HESOLUTIO;\ für ein GLEICHSTELLUNGSGESETZ 

Menschen mit 13ehinden.lnQcn ~ind t;iQlich in \'ielcn Lchcnsbcreichen erheblicher Diskriminicrunr ;JUSQC
sctz!. Sie werden nicht Qlcich t:cachtc~ in ihren Entf:lltllnQsmöt:lichkciten behindert. in ihren Entschcid~lll
t:cn bevormunde!. durcll \'ielfJltit:t: FormCIl allt;i!!licher Öewalt (durch Institutionell. aber Juch durch ein
zelne Personcn) diskriminiert. E~ l:!ibt bisher kein rechtliches Instrumcntarium. mit dcm sich hehinderte 
Menschen zur \\,'ehr setzen könncn~ 
Dcslwlh verlcJJl!!en wir ein GleichstellllnQs- oder AntidiskriminicnlnQs!!csctz bz\\'. die verfassunQsJ'ccht
liche Glcichqc'llunl:! behinderter MenscheIl in :t1kn Lchcnsla!!cn. 'V'/cnn es UIll Mcnschcnn:c'htc IIlld 

Gleichbercchligun!! -!!ehl. müssen behindcl1e Menschen ihre Rech'tc !!crichtlich einfordern und durch~ct7..cn 
können. Die :l1;lerik;nische Bchindcnenbewegunc hat 199CJ ein solches Gesetz bereits erkiimpfl. Seither 
gibt e~ von 13ehindenen in ganz Europa imme; wieder Aktionen und Versuche. eJ1lsprechende gesetzliche 
Regelun!!en zu el1'eichen. 
Was "Bus und Bahn für Jlle" betrifft. so ist damit der QeSJmte öffentlich fin;mzier1e Personennah- und Per
sonenfernvcrkehr wie z.B. städtische Busse. BUlldes-\md Postbusse, Schülertr<Jllsporte, Linien im Schü
lerverkehr, Straßenbahnen. U-Bahn, S-Bahn. Bundesbahn us\\'o !!emeint. Es Qeht darum, die öffentlichen 
Verkehrsmittel barrierefrei für alle Menschen zugünglich zu machen und z..B-. mit Hubplatlformen (bz\\'. 
Hubliften) aUSZllS{;)Ucn. Al!' Vorbild kann auf die amerikanischen Gesetze zur Antidiskriminierung ver
wiesen werden. die bewirkt haben, daß in den gesamten USA die Busse mit Hubp1Jttfonnen JusgeJiislet 
sind. Auch in Deutschland sind inzwischen schon viele hunderte Niederllurbusse mit entsprechenden Ein
sliegshilfen im Einsatz. 

Beispiele für Diskriminierung: 

• Wenn Gesetze und Verordnun!.!en gelten. die Stufen bei Fuß!.!ün!.!erübercän!.!en. vor Geschäften und 
öffentlichen Gebüuden (Schul~. Po-st usw.) zulassen. so ist dies diskrimTnie7-end; 

• wenn nicht !.!cnügend baITierefreie und behindenenQerechle Wohnungen gebmll und an Behinderte 
vergeben \','erdet~ und damit ein Zwanc zu Heimein~veisllngen erzeuit \Vi~"d. so ist dies diskriminierend; 

• wel)n Menschen all~ MalHzel an Plle!.!et:eld und Jmbul::mte~ Dienstet1 nicht wählen können. ob !'ie zu 
Hause oder im Heim Assi~tellzdiensle und pllegerische Hilfen bekommen. !'oO ist dies diskriminierend; 

• wenn Kinder für bildun!'!sunfähi!.! er).;]ürt werden. so ist dies diskriminierend: 
• wenn behinclene Kindetin KindercJrten und Schule ni,;ht inte!!rien werden. weil sich die Kinder2~inen 

und Schule.n nicht entsprechend organi~ierell. so ist dies diskrilllinierend; -
• wenn sich Amtet'. öffentliche und pri\':.lte Betriebe \'on der Pflicht. behinderte Menschen JJ)zustel1cn. 

freibuf't'J1 können (ioer behindene [,1enschcn schlechter bezJhlt werdelJ als nichtbehindene. W i~l di;:s 
diskri 111 i nierend; 

• \Venn behindene Menschen olme ihre Zustimmung sterilisiert werden können, so ist dies diskriminierend. 

Diese Resolution ist eine Initiative folgender Vereinigungen: 
Behindencn-InfomlätionszentllJl11 BIZEPS. V-lien. E\'an~e1ischer Diakonie\'erein. Salzbur!:!. Initiative Min
derheiteni3hr 199-1. Österreich. Inte~rJ!ion Österreich -~EllerninitiJ!i\·tn für gemeinsJme~s Leben behin
derter und nichtbehindener Menschen. Interessengemeinschaft privater Behindeneneinrichtungen. Tiro!. 
Lebenshilfe Salzburs.:. :Mobiler Hilfsdienst. Dornbirn. InnsbllJck. Salzburg. Osterreichischer Blindenver
band. Ösrerreichisches FOllJm der Behindenen- lind Krüppelinitiativen. Osterreichische GeseJ1schJfl für 
Muskelkran).;e. OSlerreichischer Zivilinvalidenverband. Sozialberatung für J\·1enschen mit Behinderun&. 
Tirol. Tiroler Sozialparlamen!. Treffpunkt für Behinderte und Nichtbehinderte. Dombirn. Verein Arche. 
TiroJ. Verein Domino. Linz. Verein i-Punkt. HJl1ein. Verein 1ntegrienes Wohnen 1WO. InnsbllJck. Verein 
l\1iteinander. Linz. Verein zur Förderung körperbehindener Menschen. Tirol. Verein zur Int'~gration geistig 
behinderter Menschen 1GB. Tiro:. Osterreichische Arbeitseemeinschaft Rehabilitation OAR - Dach
organis3tiol1 der österreichischen Behindenenverbände. Unte-rstützer sind noch viele weitere Vere_ine. die 
hier nicht einzeln erwUhnt \verden und die Mitglieder der genanlllen überregionalen Verbände sind. 

Kontaktadressen, Anforderung von Unterschriftenlisten: 
BURGENLA\'D: ]Jnette Rotb:::rd. Garten~. 14.7131 H3lbrurn. NIEDERÖSTERREICH: Mari3 Bränd1. 
Dr,Danz,ingcr.str. ] S. 2523 Tattendorf. OBERÖSTERREJCH: Verein 1\1iteinander - Marc::Jrete Mader. 
Rechte Donauslr3ße 7.4020 Linz. S:\LZBURG: Inn!!nrcl Fuchs. Behindertenbeauftra!.!te der Univcrsiliit. 
AJ..:ademiestr. 26, 5020 Snlzburl:!. STEIERMARK: .loser Mik1. Den!!!.!. 28. 8042 Gräz. TJROL: Volker 
Schön wiese. Achselkopfweg 1.-6020 Innsbruck. VORARLBERG: Eberhard ZUnltobeJ. Schützenst!'. 6. 
6850 Dornbirn. WIEN: BIZEPS - Martin LadstUlter. Juchg3sse '27/4. 1030 Wien. 

Rücksendung der ausgefüllien Unterschriften listen bis spätestens 31.10.1994 an: 
Volker Schönwiese, Achselkopfweg 1. 6020 lnnsbruck 

(]8~4~jal1r 
1 f) o~ . d h 't v rrlln er ... e1 wen . Q 
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